
Die Interkulturelle Woche

ch bin der Redenschreiber des Bundespräsidenten und hatte rechtzeitig 
die Ansprache zur sogenannten  »Interkulturellen Woche« abgeliefert. Se-

hen Sie nun selbst, wie der Alte meinen Text (rechts äh auf der anderen Seite) 
verdorben hat, er (links) ist nicht wiederzuerkennen. Dabei hatte ich schon, 
dem Zeitgeist  gehorchend solche inzwischen unmodern gewordenen Worte 
wie  »Bereicherung«,  »Willkommenskultur«  oder  »multikulturell«  weggelas-
sen. Er war aber auch nicht faul, hat alles verwässert und dazu das schöne 
Wort »Graswurzelbewegung der Menschlichkeit« neu erfunden. Das wird wie 
eine (islamische) Bombe einschlagen, weil dieser Begriff aus der anarchisti-
schen Bewegung den Zustand des Staates beschreibt. Nämlich — wo »Flücht-
linge« leben, wächst kein Gras mehr. Wir sind nun alle grasverwurzelt.

I

Wie schön, dass ich heute mit Ihnen 
zusammen die 40. Interkulturelle Wo-
che eröffnen kann. Ich gratuliere 
herzlich zu dem Jubiläum und zu-
gleich zu einer guten Idee, die 1975 
von unseren großen christlichen Kir-
chen umgesetzt wurde. "Woche des 
ausländischen Mitbürgers" hieß diese 
Veranstaltung einmal und allein am 
Namenswechsel ist ja schon zu sehen, 
welchen Weg Sie und wir alle zurück-
gelegt haben. Neue Partner sind da-
zugekommen, aber das Ziel ist dassel-
be geblieben: Gemeinsam treten Sie 
ein für eine offene und tolerante Ge-
sellschaft. Ich danke Ihnen heute 
ganz ausdrücklich dafür, dass Sie oft-
mals schon seit vielen Jahren Aufnah-
mebereitschaft und Toleranz gelebt 
und vorgelebt haben auch dafür, dass 
Sie in den Gemeinden eine breite Ba-
sis für diese Werte und eine entspre-
chende Haltung geschaffen haben.

Jetzt meine Bitte, erlauben Sie mir, in 
diesem Jahr nicht allgemein über In-
tegration und interkulturelle Begeg-
nung zu sprechen – wohl wissend, 
dass wir gerade in Ihrem Kreis auf 
viele positive Erfahrungen zurück-
greifen können, die uns bei der Be-
wältigung der gegenwärtigen und zu-
künftigen Herausforderungen hilf-
reich sein können.

Ich möchte stattdessen über das The-
ma sprechen, was uns alle bewegt in 

Wieder mal ein Geschwafel vor gela-
denen Gästen. Bringen wir's also hin-
ter uns. Wer sich unter der Bürde des 
Hohen Amtes nichts vorstellen kann 
— hier hat er ein Beispiel dafür. Ich 
trage Ihnen etwas vor, was keinen in-
teressiert.

Falls jemand unter Ihnen in Erwar-
tung meiner morgen einhellig gelob-
ten Rede schon eingeschlafen sein 
sollte, muß er jetzt wieder aufwachen, 
denn ich habe vor, mich einmal einem 
Thema zuzuwenden. Die Zeitungen 
werden nämlich von »neuen Impulsen 
in der Asylpolitik« schreiben.

Es geht um diese Invasoren, die ohne 
Visum, aber mit Erlaubnis und nach 
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diesen Wochen, über die Aufnahme 
von Flüchtlingen, also etwas, was nie-
manden kalt lässt, was uns alle be-
schäftigt – ich bin sicher: auch Sie, 
die Teilnehmer der Interkulturellen 
Woche. 

Wir spüren, dass die Ereignisse der 
vergangenen Monate außergewöhn-
lich sind. Was wir sehen, beunruhigt 
viele und fordert uns alle heraus. Wir 
ahnen es, wenn wir die Bilder sehen 
aus Ungarn, vom Balkan, aus Grie-
chenland, aus Italien, aus der Türkei, 
aus Syrien. Wir ahnen, dass wir es mit 
einem epochalen Ereignis zu tun ha-
ben, dessen Ausmaß und Tragweite 
wir noch immer schwer erfassen kön-
nen. Wir ahnen, dass der Zug der 
Flüchtenden, der vor allem in 
Deutschland sein erhofftes Ziel findet, 
unser Land verändern wird. Wie – das 
liegt an uns. 

In dieser Situation, in der es in Euro-
pa wie in Deutschland keine Lösun-
gen gibt, die alle zufriedenstellen, ist 
der Entscheidungsdruck gleichwohl 
enorm. Und es gibt Handlungszwän-
ge. Politik muss ja immer handeln, 
selbst wenn man eigentlich noch in 
der Phase der Abwägung ist, ohne ge-
naue Kenntnis des endgültigen Ziels. 
Wir haben jüngst erlebt, wie eine sehr 
verständliche, menschliche Entschei-
dung der Bundesregierung auf be-
geisterte Zustimmung einerseits, aber 
andererseits auch auf eine deutliche 
Reserve, ja bei einigen sogar Ableh-
nung stieß. Eine Reihe europäischer 
Staaten zum Beispiel warnt davor, 
rechtliche Standards würden durch 
Entscheidungen aus dem Herzen her-
aus verwässert. Auch im Inland hat 
eine lebhafte Debatte darüber begon-
nen, welche nächsten Schritte erfor-
derlich sind, und was uns eigentlich 
leiten soll in der Flüchtlingspolitik.

Lassen Sie mich zunächst sagen: Mit 
wem ich in diesen Tagen auch spre-
che, ob mit Bürgern oder Amtsträ-

Aufforderung der Bundeskanzlerin in 
unser Land einfluten und irgendwie 
behandelt werden müssen. Sie sind zu 
faul, sich ein besseres Leben in ihrem 
eigenen Land aufzubauen und fordern 
das also nun von uns.

Es ist richtig beunruhigend, wenn 
Hundertausende von jungen, kräfti-
gen, wohlgenährten Männern unser 
Land okkupieren. Da läßt mich die 
bange Frage »Wie werden wir die alle 
wieder los?« nachts nicht ruhig schla-
fen. Auch das läßt mir keine Ruhe: 
Warum, wenn sie nur Frieden und Si-
cherheit suchen, muß es ausgerech-
net Deutschland sein? Da 80 % von 
denen Moslems sind, muß ich leider, 
was ihre wirklichen Absichten betrifft, 
das Schlimmste befürchten. Wenn wir 
also nicht aufpassen und höllisch auf 
der Hut sind, wird Deutschland ein is-
lamischer Staat. 

In Deutschland regieren leider — was 
ich sehr bedauere — die Dorfdum-
men, die sich auch nützlich machen 
wollten. Die haben nun die Tore weit 
aufgerissen und die ganze Welt einge-
laden, zu uns zu kommen. Hier du al-
les bekommen was brauchen. Es gibt 
wirklich welche, die so bescheuert 
sind, das zu begrüßen. Ich bin aber 
bekanntlich pfiffig und weiß — die 
Asylindustrie und ihre starke Lobby in 
den Lumpenparteien steckt dahinter. 
Die Merkel—Anordnung verstößt ge-
gen geltendes Recht — na und? Wen 
kümmert das? Leider niemanden.

Meine Gesprächspartner der letzten 
Zeit waren so ausgesucht und im Text 
dressiert, daß alle diesen Blödsinn, 
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gern, ob ich Flüchtlingsunterkünfte 
besuche oder politische Versammlun-
gen, überall sind die Menschen, ge-
nauso wie ich, tief beeindruckt von 
der Hilfsbereitschaft und dem Enga-
gement der vielen tausend freiwilli-
gen und hauptamtlichen Helferinnen 
und Helfern, auch der Kommunen 
und der Länder. Oft sind mehr Men-
schen da, die helfen wollen als tat-
sächlich eingesetzt werden können. 
Angesichts dieser Herausforderung 
ist so etwas durchaus neu. Es hat sich 
etwas verändert in unserer Gesell-
schaft und darüber dürfen wir uns ru-
hig einmal freuen.

Aber zugleich treibt viele die Sorge 
um: Wie kann Deutschland in der Zu-
kunft offen bleiben für Flüchtlinge, 
wenn zu den vielen, die schon da sind, 
viele weitere hinzukommen? Wird der 
Zuzug uns irgendwann überfordern, 
so fragen sie. Werden die Kräfte unse-
res wohlhabenden und stabilen Lan-
des irgendwann über das Maß hinaus 
beansprucht? Mir geht der Satz eines 
Vertreters der nordrhein-westfäli-
schen Kommunen nicht aus dem Kopf. 
Ich zitiere ihn: "Die Profis und Ehren-
amtler können nicht mehr. Wir stehen 
mit dem Rücken zur Wand." Und er 
fügte dann hinzu, 2016 sei für die Ge-
meinden ein vergleichbar hoher Zu-
strom wie in diesem Jahr nicht mehr 
zu verkraften. Wohl gemerkt, das sagt 
einer, der hilft, der aktiv ist und nicht 
einer, der nur zuschaut und meckert.

Inzwischen trauen wir uns, und wenn 
nicht, dann sollten wir uns trauen, 
das fundamentale Dilemma dieser 
Tage offen auszusprechen: Wir wollen 
helfen. Unser Herz ist weit. Doch un-
sere Möglichkeiten, sie sind endlich.

Wir kennen den rechtlichen Rahmen. 
Unser Asyl- und Flüchtlingsrecht 
fragt bei jedem Einzelnen nur danach, 
ob die Voraussetzungen der Schutz-
gewährung vorliegen. Es bemisst sich 
nicht nach Zahlen. Und doch wissen 

diese Eroberer auch noch zu begrü-
ßen — manchmal gibt es mehr Helfer 
als Flüchtlinge! — überschwenglich 
lobten. Da muß ich nun gute Miene 
dazu machen, wie mich das grämt! 
Ein Kameramann klagte mir sein 
Leid. Er muß immer Familien im Bild 
haben, aber meist kommen keine, nur 
Männer, also Fahnenflüchtige, denn 
aus Syrien sind ja alle. Es ist Bürger-
krieg und sie kämpfen nicht mit den 
Helden der Assad—Armee für die 
Freiheit ihres Landes? Das sind doch, 
gelinde gesagt, merkwürdige Natu-
ren.

Nun hat ja die Merkelbande die ganze 
Welt eingeladen, es zeigt sich aber 
gottlob, Verzeihung, allahlob, daß wir 
nicht alle unterbringen können. Rich-
tig wohl kann sich ein Flüchtling doch 
nur fühlen, wenn er neben anständig 
Geld eine gute Wohnung in schöner 
Lage incl. Strom und Heizung usw. 
geschenkt bekommt. Das ist ein Men-
schenrecht! Sagen die, die es nicht 
bezahlen müssen. Man kann es, sagen 
sie, doch leicht nachfühlen: Jahrtau-
sende haben er und seine Vorfahren 
als Beduinen im Zelt gelebt, jetzt hat 
er das aber satt, er muß einfach eine 
richtige Wohnung bekommen, wie er 
glaubt und leider darin noch bestärkt 
wird.

Das Problem lautet doch, ob für uns 
noch was übrigbleibt, wenn diese xxx 
(ich kann diese Wort nicht mehr hö-
ren, geschweige aussprechen) uns al-
les wegfressen.

Bei der »Voraussetzung der Schutzge-
währung« muß unbedingt das Verhal-
ten des »Schutzsuchenden« beachtet 
werden. Wer wie in Suhl wegen einer 
Arschabwischung das Asylantenheim 
und die Autos der Anwohner zertrüm-
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wir: Unsere Aufnahmekapazität ist 
begrenzt, auch wenn noch nicht aus-
gehandelt ist, wo die Grenzen liegen. 
Aus all dem folgt für mich: Wir brau-
chen gründliche Analysen und eine 
breite gesellschaftliche Debatte dar-
über, wie wir eine humane Aufnahme-
politik und eine gesellschaftliche Auf-
nahmebereitschaft auch in Zukunft si-
chern können. Einem Gedanken mei-
nes Vorgängers Johannes Rau 
folgend, sollten wir uns dabei "weder 
von Ängsten noch von Träumereien" 
leiten lassen.

Migration – ob sie freiwillig oder er-
zwungen ist – hat es zu allen Zeiten 
gegeben. Sie ist ein Teil der Mensch-
heitsgeschichte, auch der großen 
Menschheitsdramen. Denn Menschen 
suchen sich nicht nur eine neue Hei-
mat, weil sie ein besseres Leben wün-
schen. Oft genug treibt sie der ver-
zweifelte Wunsch, das eigene Leben 
zu retten. So sehr wir auch wünsch-
ten, es wäre anders: Verfolgung, 
Krieg und Bürgerkrieg sind nicht nur 
Geschichte, nein, sie sind Gegenwart. 
Sie treiben Menschen in die Flucht 
und das erleben wir gerade. Wir erle-
ben, dass wir eigentlich viel intensi-
ver Fluchtursachen bekämpfen müs-
sen und dass wir es doch nicht immer 
können. 

Das Asylrecht hat in der Bundesrepu-
blik Deutschland eine herausragende 
Bedeutung. Das ist wesentlich eine 
Lehre aus der Schreckenszeit des Na-
tionalsozialismus, als Juden und poli-
tisch Verfolgte in anderen Ländern 
Schutz suchen mussten. Was es be-
deutet, auf die Aufnahmebereitschaft 
anderer Staaten angewiesen zu sein, 
das bezeugen Menschen wie Hannah 
Arendt und Willy Brandt, Fritz Bauer 
oder Thomas Mann. Von ihrer Erfah-
rung wollte die Bundesrepublik in ih-
ren frühen Jahren eigentlich wenig 
wissen. Inzwischen, nach langen Aus-
einandersetzungen und schmerzhaf-
ten Lernprozessen, ist sie aber einge-

mert, ist nicht schutzwürdig. Warum 
eigentlich wird sowas nicht in der 
Asylakte vermerkt? Will die Merkelre-
gierung die deutsche Bevölkerung mit 
deren Hilfe ausrotten? Was soll wer-
den, wenn sich solche erst mal freizü-
gig und voll alimentiert bewegen dür-
fen?

Es gibt unter den xxx viele Schwind-
ler. Zum Beispiel der, dessen Familie 
auf der »Flucht« ertrunken ist — mei-
ne Daniela hat die ganze Nacht über 
den toten Jungen geweint — wollte 
sich von uns dummen Deutschen die 
Zahnbehandlung bezahlen lassen. 
Nun geht er wieder dorthin zurück, 
von wo er »geflohen« ist. 

Das deutsche Asylrecht ist geboren 
aus den Erfahrungen der Nazizeit. 
Hier muß ich daran erinnern, daß die 
vor den Nazis Fliehenden im fremden 
Land wohl Schutz, aber kein Geld be-
kamen. Sie lebten also von ihrem 
Geld! Der grundlegende Fehler des 
deutschen Asylrechts ist die üppige 
materielle Versorgung, deshalb sind 
die xxx zu 98 % Asylbetrüger.

4



woben in die politische DNA unseres 
Landes. Diese Geschichte hat sich uns 
eingeprägt. Sie schwingt mit, wenn 
wir heute Flüchtlingen Schutz gewäh-
ren, wenn wir politisch Verfolgten 
Asyl bieten. 

Es darf uns freuen, dass aus dem 
Land, aus dem vor einem Menschen-
leben Hunderttausende fliehen muss-
ten, heute ein Zufluchtsort geworden 
ist. Mir fällt in diesem Moment ein, 
welche Gefühle ich hatte, ein 75-Jähri-
ger, damals war ich noch etwas jün-
ger, 65-jährig, im Krieg geboren, als 
plötzlich eine Massenzuwanderung 
von Juden aus der ehemaligen Sowje-
tunion nach Deutschland erfolgte, 
ausgerechnet nach Deutschland. Dass 
das Land, aus dem sie alle fliehen 
mussten, das unendlich viele verfolgt 
hatte, nun eine Heimstatt für solche 
wurde, die genau in diesem Land 
wohnen würden. Ich konnte mich da-
mals schon freuen über unser Land 
und tue es heute noch viel mehr. Na-
hezu überall wird die Hoffnung, die 
Flüchtlinge in dieses Deutschland set-
zen, mit Mitgefühl, Herzlichkeit und 
mit Offenheit belohnt. Szenen der 
Freude, wie wir sie in München und 
andernorts gesehen haben, sie wer-
den uns im Gedächtnis bleiben. Sie 
werden sich aber nicht beliebig wie-
derholen lassen, aber sie bleiben 
trotzdem eingelagert in der kollekti-
ven Erinnerung unseres Landes. So 
werden sie zu unserem Selbstver-
ständnis gehören und daran erinnern, 
dass Solidarität Freude macht – und 
Freunde. 

Wenn Menschen zu Hunderttausen-
den zu uns kommen, aus einem fer-
nen Land mit einer fremden Kultur, 
ihre ganze Habe oftmals in einer Plas-
tiktüte, dann kommen mit den Men-
schen Herausforderungen – und, ja, 
auch Konflikte. Das ist völlig unver-
meidlich.

Das ist wirklich ein Phänomen, über 
das ich oft nachdenke: Warum kommt 
die halbe Welt ausgerechnet zu uns? 
Ausgerechnet Mohammedaner haben 
nur ein Ziel: dieses eine nichtmusli-
mische Land, in dem es soviel Nazis 
und Fremdenfeinde, ja Islamgegner 
gibt. Die wären doch in den islami-
schen Ländern viel besser aufgeho-
ben und würden nicht ständig mit der 
westlichen Lebensweise konfrontiert, 
die sie am Ende noch in ihrem Glau-
ben wankend macht.

Manche denken wirklich, wir müßten 
ihnen die 10.000 Dollar, die sie für 
die Überfahrt bezahlt haben, zurück-
erstatten. Sie sind nun arm wie Mo-
scheemäuse, aber ein modernes 
Funktelefon haben alle. Seltsam.
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Zunächst einmal stehen wir vor enor-
men Organisationsaufgaben. Allein 
schon die Anerkennungsverfahren: so 
viele Anträge in so kurzer Zeit, zudem 
die Belastung, dass Menschen zurück-
gewiesen werden müssen. Angesichts 
des schnellen Zustroms muss der 
Staat den Bau von Wohnungen för-
dern, er muss Schulen bauen, Lehrer 
und Kindergärtner einstellen, Arbeits-
welt und Berufsbildung anpassen, 
deutsche Sprache und deutsches 
Recht lehren. All das zu den vorhan-
denen Aufgaben. Ich stelle vor, was 
allein die Debatte um die Inklusion im 
Bereich unserer Schulen und in der 
Lehrerschaft für Problemdebatten 
ausgelöst hat. Das läuft ja alles paral-
lel, alles gleichzeitig. Und es muss, 
kurz zusammengefasst, eine sehr 
große Gruppe von Neuankömmlingen 
mit dem Nötigsten versorgt werden 
und ihnen, die bleiben dürfen, müssen 
Chancen eröffnen werden.

Für diese Aufgabe, das Ausmaß die-
ser Aufgabe, gibt es kein Vorbild. So 
sehr wir Sicherheit und Planungs-
treue erwarten, so sehr wir uns nach 
einem Gesamtkonzept sehnen, so 
müssen wir doch erkennen: Was jetzt 
gebraucht wird, sind neben Ordnung 
auch Flexibilität und Phantasie. Bei-
des beschreibt nicht das Versagen, 
sondern eine Tugend des Gemeinwe-
sens in der aktuellen Krisensituation. 
Lernen in einer zugespitzten Situati-
on, das meint aber nicht, ein paar 
eherne Vorschriften zu lockern. Es 
geht vielmehr darum, eine kreative 
Haltung zu fördern, die nicht sagt, 
warum etwas unmöglich ist, sondern 
die fragt, wie es möglich wird. 

Selbst der größte Ideenreichtum, 
selbst hohe finanzielle Mittel werden 
aber nicht ausreichen, um Konflikte 
gänzlich abzuwenden. In diesen Wo-
chen und in absehbarer Zukunft wer-
den wohl weniger Wohnungen fertig-
gestellt, als Menschen kommen. Wett-

Wir machen uns aber selbst das Le-
ben schwer. Es gibt soviele sichere 
Länder, auch in Syrien liegt der größ-
te Teil des Landes in tiefem Frieden. 
Dasselbe gilt auch für Afghanistan. 
Ich habe das der Angela schon ge-
sagt, aber sie hat mich ganz schön an-
geschnurrt. Seitdem bekomme ich 
keinen Termin mehr bei ihr. Erinnert 
dieses freche Weibsbild mich doch 
daran, daß sie mich eingesetzt hätte 
und mich auch wieder absetzen kann. 
Frechheit! Ich hatte ihr gesagt, wir 
sollten nicht Asylheime, sondern Ab-
schiegefängnisse bauen, denn auch 
den Abgelehnten gefällt es so gut in 
Alemannia, daß sie um keinen Preis 
wieder wegwollen, so lieb haben sie 
uns in der kurzen Zeit gewonnen. 
Auch gegen die Flugangst der Abzu-
schiebenden — sie erscheinen einfach 
nicht am Flughafen — müssen wir 
was unternehmen.

Wir haben uns also der Aufgabe zu 
stellen, alle Asylbetrüger möglichst 
schnell wieder in ihre Heimat zurück-
zubefördern.  Diese selbstgestellten 
Aufgaben werden wir schon lösen. 
Generell gilt wieder: Unter Führung 
der Regierung Merkel lösen wir die 
Probleme, die wir ohne die Regierung 
Merkel gar nicht hätten. Und ich ma-
che den Linken, also der SED eine 
Freude, indem ich Lenin zitiere: »Wir 
Kommunisten machen erst das Men-
schenmögliche und dann das Men-
schenunmögliche.«

Sie alle hier im Saal sind ja materiell 
bestens versorgt, da kann ich es ja sa-
gen: Es wird in Zukunft einen harten 
Wettbewerb um Wohnungen, beson-
ders um preiswerten Wohnraum ge-
ben. Bei den kommunalen Einrichtun-
gen sieht es ähnlich aus. Geldmangel. 
Die Parole »Menschen sind wichtiger 
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bewerb um Wohnraum, besonders 
preiswerten Wohnraum, dürfte unver-
meidlich sein. Es ist ungewiss, ob wir 
überall sofort hinreichend Plätze in 
Kindertagesstätten oder Schulen an-
bieten können. Die Verantwortlichen 
in Städten und Gemeinden, sie mühen 
sich nach Kräften. Aber wir alle wis-
sen, in welch schwieriger Lage die 
Haushalte vieler Kommunen seit län-
gerem sind. Ich habe den größten Re-
spekt vor dem, was gerade in unseren 
Städten und Gemeinden geleistet 
wird und ich will an dieser Stelle al-
len, die sich hier einsetzen, ein herzli-
ches Dankeschön sagen. Schauen wir 
noch einmal die Bildungseinrichtun-
gen und die Unternehmen an: Welch 
große Aufgaben kommen jetzt auf sie 
zu. Arbeit, für diejenigen, die arbeiten 
dürfen, sie ist zwar mancherorts vor-
handen, oft jedoch nicht die Arbeit, 
die gesucht wird. Oder es werden er-
forderliche Qualifikationen fehlen, ge-
nauso Sprachkenntnisse. Auf die so-
zialen Sicherungssysteme kommen 
zunächst Kosten zu, denn erst später 
werden aus den neuen Nutznießern 
auch Einzahler.

So manchem werden die Folgen der 
gegenwärtigen Notaufnahme von 
Flüchtlingen nicht gefallen. Turnhal-
len stehen für den Schulsport nicht 
zur Verfügung. Grünanlagen und 
Schwimmbäder verwandeln sich in 
Notunterkünfte. Manche Beschwerde 
kann ich durchaus nachvollziehen. 

Da hilft nur eins: Wir müssen schnell 
handeln. Es gilt, Spannungen zwi-
schen Neuankömmlingen und Altein-
gesessenen so weit wie irgend mög-
lich zu vermeiden. Und das wird am 
besten gelingen, wenn die einen wie 
die anderen nicht übervorteilt werden 
oder sich jedenfalls nicht übervorteilt 
fühlen. Deutschland hat in seiner Ge-
schichte wiederholt bewiesen, dass es 
Engpässe und materielle Herausfor-
derungen meistern kann.

als Kultur« liegt schon in der Schubla-
de bereit, um die Schließung von 
Theatern und Opernhäusern zu be-
gründen. Man wird dann daran erin-
nern, daß Mohammedaner sowieso 
nicht ins Theater gehen.

Notaufnahmelager inmitten von 
Wohngebieten verwandeln die anlie-
genden Parks in Müllkippen. Sie — 
besonders die Moslems — würden 
auch vor der Profanisierung sakraler 
Orte wie Friedhöfe nicht zurückschre-
cken. Das tut mir weh und zeigt ei-
gentlich, wie verkommen Deutschland 
unter meiner Präsidentschaft gewor-
den ist.

Es gibt leider niemanden, der den 
Neuankömmlingen sagt und den Mut 
hat, das zu praktizieren: »Ihr seid in 
Deutschland nicht willkommen. Unse-
re bescheuerten Gesetze zwingen 
uns, euch aufzunehmen. Wenn ihr 
euch aber nicht entsprechend unserer 
Gesetzen benehmt, fliegt ihr wieder 
raus.«

x
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Vorhin wurde beispielsweise von Ih-
nen, Frau Ministerpräsidentin, die 
Wiedervereinigung Deutschlands er-
wähnt. Das allein schon unter finanzi-
ellen Gesichtspunkten zu sehen, zeigt, 
dass wir schon unglaubliche Heraus-
forderungen angenommen und ge-
meistert haben. Aber das ist nicht die 
einzige. Was wir wollen, ist, dass bei 
allen unseren Entscheidungen diese 
Gesellschaft eine solidarische Gesell-
schaft bleibt, und zwar für alle, die 
Einwohner, die immer hier waren und 
die, die in Zukunft bei uns bleiben 
werden. Um das sicherzustellen, ha-
ben sich Bund und Länder in der ver-
gangenen Woche auf weitreichende 
Maßnahmen geeinigt. Klar, dass sich 
nicht jeder zufrieden zeigt, aber für 
mich als langjährigen Beobachter der 
Politik ist diese Entscheidung schon 
einmal etwas, über das man sich 
schon freuen kann.

Es gibt auch Herausforderungen, die 
übrigens durch keine Haushaltszu-
wendung und kein Investitionspro-
gramm gemeistert werden können. 
Integration nämlich ist ein langwieri-
ger, kultureller Prozess und eine ge-
meinschaftliche Anstrengung. Wer 
wüsste das besser als Sie hier, die Sie 
so viele Jahre daran arbeiten, an die-
sem Thema. Große neue Bevölke-
rungsgruppen werden zu verbinden 
sein mit einer Mehrheitsgesellschaft. 
Beide Seiten müssen allerdings auch 
bereit sein, diesen Weg zu gehen. 

Die Bundesrepublik hat jahrzehnte-
lange Erfahrung mit Zuwanderung. 
Der rechtliche Rahmen dafür hat sich 
erst langsam entwickelt und die Re-
publik kennt bis heute zwar viele Re-
geln, aber kein Einwanderungsgesetz. 
Neben Erfolgen gab es auch viele 
Fehler und Versäumnisse. Ausnahms-
weise zitiere ich an dieser Stelle ein-
mal einen aktiven Politiker – aller-
dings einen aus einer Einwanderungs-

x
x
x
x
x
x
x
x
x
x
x
x
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x
x
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x
x
Diese Abschnitte hat die Daniela ein-
gefügt 1.
x
x
x
x
x

1 Der Herr Bundespräsident lebt nämlich im Konkubinat. Das bleibt aber bitte unter uns.
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familie. Es ist Cem Özdemir. Er hat es 
auf die Formel gebracht: "Gute Inte-
gration heißt, frühere Fehler vermei-
den."

Die Aufgabe ist nun: schneller und in-
tensiver Deutsch lehren! Flüchtlinge, 
die bleiben, schneller ausbilden, um-
schulen und arbeiten lassen! Sie 
schneller aufnehmen in unsere Verei-
ne und Organisationen! Sie einfach 
schneller spüren lassen, dass sie da-
zugehören, dass wir zusammen eine 
Gemeinschaft bilden! 

Bei vielen, bei den meisten, die zu uns 
kommen, werden wir erleben, dass 
sie Freiheit und Frieden schätzen und 
die Chance ergreifen, die ihnen unser 
Land bietet. Die Menschen sind ja ge-
rade deshalb geflohen, weil sie selbst 
sich in Unterdrückung und Krieg so 
sehr nach einer politischen Ordnung 
sehnten, die dem Einzelnen Entfal-
tungsmöglichkeiten und den Vielen 
Frieden, Recht und Gerechtigkeit bie-
tet. Diese Menschen werden schnell 
verstehen, dass der größte Schatz 
dieser Republik ihre Verfassung, un-
ser Grundgesetz ist. Das Grundge-
setz, das die Rechte und die Würde ei-
nes jeden Individuums schützt, das 
Volkssouveränität und Gewaltentei-
lung sichert und die Grundlage bildet 
für Toleranz und die Offenheit, die es 
auch Fremden erlaubt, heimisch zu 
werden.

Und dann wird es auch Menschen ge-
ben, die sich lange fremd fühlen wer-
den in Deutschland. Die unter Frei-
heit nur Schrankenlosigkeit verste-
hen. Die Säkularismus und Moderne 
kritisieren und in den Traditionen und 
Rechtstraditionen ihrer Herkunftsre-
gionen verharren wollen. Um diese 
Menschen müssen wir uns bemühen, 
um sie müssen wir werben und ihnen 
dabei unsere Normen erklären und 
vorleben. Hier sehe ich eine besonde-
re Aufgabe für jene Menschen, die 
schon früher angekommen sind in 

x
x
x

Falls sich unter den Nichtabgelehnten 
wirklich Brauchbare finden, sollen sie 
Deutsch lernen. Leider schreibt aber 
den Moslems ihre Religion vor, sich 
als etwas Besseres zu fühlen, auch 
wenn sie nichts leisten und niemals 
einen Freundschaft mit Ungläubigen 
(so werden wir wirklich genannt) ein-
gehen.

Eigentlich sind die xxx vor Unter-
drückung und Krieg geflohen (sagen 
sie wenigstens), es zeigt sich aber, 
daß die Mohammedaner hier Freiheit 
und Frieden dazu mißbrauchen, ihre 
Kämpfe untereinander (Sunniten ge-
gen Schiiten usw.) und gegen Nicht-
moslems wie in ihren Heimatländern 
weiterzuführen. Hier muß der Tho-
mas endlich mal was unternehmen. 
Ich verstehe das überhaupt nicht; der 
Islam als Religion ist doch tolerant, er 
ist doch die »Religion des Friedens 
®« und dann führen sie sich so auf 
wie Suhl und Calden zeigten.

Leider werden sich die Orthodoxen 
unter den Mohammedanern hier in 
unserem zivilisierten Land niemals 
eingliedern, wie die No—Go—Areas 
der deutschen Großstädte überdeut-
lich demonstrieren. Sie bringen eine 
minderwertige Kultur mit und prakti-
zieren diese weiter, also Knabenbe-
schneidung, Zwangsheirat, Frauenun-
terdrückung, dieses ekelhafte Kopf-
tuch und Schlimmeres auf der Straße, 
Familienehre, Verachtung von Kunst 
und Wissenschaft etc. Sie kommen 
aus Ländern, die der Islam verwüstet 
hat.  Von Ihnen, Herr Mazyek, ist in 
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Deutschland. Gerade sie, viele sind 
heute unter uns, können zu Brücken-
bauern werden für die neuen Zuwan-
derungen. Ich ermutige Sie, das in Ih-
ren Milieus, bei Ihren Bekannten und 
Freunden kräftig anzuschieben. Ich 
freue mich darauf, ich sehe Sie hier, 
Herr Mazyek, wir sehen uns oft, und 
ich weiß, dass Ihnen das auch am 
Herzen liegt. Wir wollen versuchen, 
eine gemeinsame Dynamik zu entwi-
ckeln auf diesem Gebiet.

Schließlich, und auch davon möchte 
ich den Blick nicht abwenden, werden 
sich unter die Ankommenden Men-
schen mischen – sehr wenige, wie ich 
hoffe – die Konflikte aus ihrer Heimat 
auf deutschem Boden weiterführen 
wollen: Fundamentalisten, Antisemi-
ten und andere Ideologen, die unsere 
Gesetze missachten und die freiheitli-
che Ordnung bekämpfen. Denen sage 
ich: Wir wollen in diesem Land keinen 
religiösen Fanatismus. Sogenannte 
Gotteskrieger müssen wissen: Der 
Rechtsstaat duldet keine Gewalt. Er 
wird die Täter konsequent verfolgen.

Dasselbe gilt selbstverständlich auch 
für jene Gewalttäter, die sich Asylgeg-
ner nennen und Flüchtlingsheime an-
zünden. Rechtsradikale Brandstifter 
und Hetzer müssen wissen: Es gibt 
keine rechtsfreien Räume in diesem 
Land. Ihr werdet verfolgt werden und 
im Übrigen werden wir, die Solidari-
schen, gewinnen.

Die Herausforderungen sind erheb-
lich. Sie zu bewältigen, wird Geld, 
Zeit, Verständnis, Geduld und viel, 
viel Mühe fordern. Es ist eine Kraftan-
strengung, wie sie die Bundesrepublik 
selten meistern musste. Auch unpopu-
läre Entscheidungen und unbequeme 
Schritte werden notwendig sein. Aber 
die Bewältigung dieser Aufgaben 
kann gelingen – mit Hilfe einer akti-
ven Zivilgesellschaft und mit einer fä-
higen Verwaltung – und, ja, auch das 
müssen wir uns eingestehen, wenn 

dieser Hinsicht leider nichts zu erwar-
ten.

Es ist nicht zu vermeiden — selbstver-
ständlich schleust der Islam auch Ter-
roristen in den xxxströmen ein. Ge-
naugenommen ist jeder strenggläubi-
ge Mohammedaner ein potentieller 
Terrorist. Der Thomas wird hier hart 
durchgreifen, wo gibt es denn sowas, 
daß wir unsere Feinde mästen und 
willkommen heißen. Ich warne aber 
und mahne zur Vorsicht, der Feind 
steht auch in den eigenen Reihen.

Ein Lichtblick in dieser allgemeinen 
Hoffnungslosigkeit ist die PEGIDA—
Bewegung. Das sind mutige Men-
schen, die das machen, was ich im-
mer gefordert habe: Sich einmischen 
in ihre eigenen Angelegenheiten. Wir 
möchten schließlich die Leute erst 
mal kennenlernen, die unsere Mitbür-
ger werden wollen. 

Die Lage ist schwierig, die Frage lau-
tet: wie kriegen wir die Kerle wieder 
los? Hier muß die Bundesregierung 
konsequent handeln und weder Geld 
noch Mühe scheuen. Den Gutmen-
schen im Lande wird es nicht gefal-
len, wenn ihre Lieblinge abgeschoben 
werden. Das nennen diese dann unpo-
pulär. 
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der Zustrom der Schutzsuchenden 
besser steuerbar wird.

Das zentrale Dilemma unserer Tage 
lässt sich nicht einfach vermeiden 
oder wegdiskutieren: Dem humanen 
Wollen zur möglichst unbegrenzten 
Hilfe stehen am Ende doch immer be-
grenzte Möglichkeiten gegenüber. 

Und in jedem von uns, wir spüren das 
ja, wohnen zwei Seelen: Es ist da ei-
nerseits die Erfahrung der Geschich-
te, es sind auch unser Selbstbild und 
unsere Achtung vor den universellen 
Werten der Aufklärung, die uns sagen 
lassen: Es muss Staaten geben, in die 
Menschen flüchten können, solange 
es Krieg und Verfolgung gibt. Und un-
ser Deutschland muss einer dieser 
Staaten sein und bleiben.

Damit das so bleibt, müssen Staaten, 
aber auch ein Staatenverbund wie die 
Europäische Union, ihre äußeren 
Grenzen schützen. Denn nur so kön-
nen wir die Kernaufgaben eines staat-
lichen Gemeinwesens erfüllen: die 
Aufrechterhaltung der inneren Ord-
nung und letztlich des inneren Frie-
dens. Sie sind die Voraussetzungen 
dafür, überhaupt Flüchtlinge in 
großer Zahl aufnehmen zu können. 

Indem wir diese Spannung erkennen 
zwischen dem Wollen und dem Kön-
nen, öffnen wir uns für die Schwierig-
keiten, die vor uns liegen. Es gilt, in 
einem Wertekonflikt kluge Entschei-
dungen zu treffen. Und gerade weil 
das so schwer ist, sollte unser Re-
spekt denen allen gelten, die es versu-
chen. Denen jedenfalls, die sich ver-
antwortungsbewusst an der Debatte 
über dieses Dilemma beteiligen. 

In dieser Situation habe ich eine drin-
gende Bitte: dass sich die Besorgten 
und die Begeisterten nicht gegensei-
tig denunzieren und bekämpfen, son-
dern dass sie sich in einem konstruk-
tiven Dialog begegnen.

Es ist eigentlich gut, wenn die Auf-
nahmemöglichkeiten bald erschöpft 
sind — dann kann keiner mehr rein 
und wir haben Kräfte frei zum Ab-
schieben.

Wohl wohnen auch in meiner Brust 
zwei Seelen, aber beide sagen: keine 
xxx mehr, besonders keine Moham-
medaner. Beispielsweise so einen Be-
trüger wie den, dem die Reporterin in 
Ungarn ein Bein gestellt hatte, so daß 
er auf die Fresse flog. Als Fußballtrai-
ner hat er nun einen Job in Spanien 
bekommen. Was die Lügenpresse 
aber nicht schreibt, ist, daß er ein 
Dschihad—Bandit, also ein Terrorist 
ist. Nur durch Zufall kam es raus.

Und nun soll die EU endlich die Au-
ßengrenzen dichtmachen. Wie können 
wir von den xxx Einhaltung unserer 
Gesetze verlangen, wenn wir selber 
diese nicht einhalten. Offene Grenzen 
in Europa und geschlossene Grenzen 
um Europa gehören zusammen.

Die sogenannte xxxkrise ist in Wirk-
lichkeit ein Wertekonflikt: Unsere 
Werte (unsere Kultur) gegen die Un-
kultur der Invasoren. Die Mer-
kel-Regierung hat leider den Wert, 
das unschätzbare Erbe unserer Kultur 
nicht erkannt und hält andere primiti-
ve »Kulturen« für der unseren gleich-
wertig!

Die Gutmenschen sollen nun endlich 
aufhören, die Asylgegner zu be-
schimpfen und zu bekämpfen. Stu-
diert mal den Koran, dann könnt ihr 
mitreden!
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Was vor uns liegt, ist im Übrigen – 
auch daran dürfen wir in dieser Situa-
tion einmal denken – nicht nur eine 
Aufgabe für uns Deutsche. Es handelt 
sich um eine Herausforderung, die 
wir als Europäer gemeinsam zu meis-
tern haben. Nicht mit Schuldzuwei-
sungen, sondern gemeinsam in Soli-
darität. Die europäischen Beschlüsse 
der vergangenen Woche, etwa zum 
Bau von Registrierungszentren in 
Südeuropa sind dazu ein erster 
Schritt. 

Wir haben in den vergangenen Wo-
chen viel über die deutsche Gesell-
schaft gelernt. Die Ruhe und die krea-
tive Tatkraft, mit der die überwiegen-
de Mehrheit der Bevölkerung auf die-
se Krise reagiert hat, wie schon zuvor 
auf andere Herausforderungen, das 
stellt dieser Gesellschaft ein Reife-
zeugnis aus. Wir dürfen also darauf 
vertrauen, dass sie auch kommende 
Prüfungen bestehen wird. Wir dürfen 
uns nicht einfach der Angst in die 
Arme werfen.

Dass Vernunft und Mitgefühl unser 
Land prägen – das wussten wir, und 
wir sind doch froh, in diesen Wochen 
so zahlreiche, neue und überzeugen-
de Beispiele dafür zu erhalten. Wer 
glaubte, dass der Bürgergesellschaft 
der Elan schnell ausgeht, der wird üb-
rigens in diesen Tagen eines Besseren 
belehrt. Wo sich Not zeigte, waren 
und sind Helfer zur Stelle, sofort, 
spontan, mancherorts mehr als ge-
braucht werden. Eine Graswurzelbe-
wegung der Menschlichkeit ist einge-
sprungen, wo der Staat anfangs nicht 
schnell genug reagieren konnte. Und 
es ist gut, dass zu den Helfern viele 
zählen, die selbst Einwanderer sind 
oder aus Einwandererfamilien stam-
men. Das freut mich besonders. Denn 
sie zeigen, wie in einer sich wandeln-
den Gesellschaft Bürgersinn wächst, 
und zwar rund um die gemeinsamen 
Werte. Deshalb bin ich den vielen 

Gottlob bzw. allahlob gibt es noch 
vernünftige Regierungen in Europa. 
Manche halten die deutsche Regie-
rung schlichtweg für verrückt, was 
ich auch tue, aber nur in diesem Kreis 
sagen darf, andere aber sagen deut-
lich »Keine Mohammedaner ins Land! 
Wir kennen die aus unserer Geschich-
te.« und geben uns damit ein Beispiel.

Erfreulicherweise nimmt in der Bevöl-
kerung die Zahl derer ab, die diese 
Invasion kulturfremder Besatzer un-
terstützen. Das macht Mut für die Zu-
kunft.

Leider gibt es auch Leute, die das 
Gras wachsen hören, trauen Sie de-
nen nicht! Bis zum Winter müssen die 
Meisten schon wieder außer Landes 
sein. Manche der xxx—Freunde ver-
langen sogar im Übermut, ich solle 
meinen Palast, das Schloß Bellevue 
für ein Dutzend xxx—Familien öffnen. 
Ja, wo leben wir denn! Ich will doch 
dieses Pack nicht in meiner Nähe ha-
ben. Sie hier haben sicher dafür Ver-
ständnis.
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Freiwilligen – auch denen hier im 
Saal – dankbar für jede Hilfe und für 
jede freundliche Geste. Ich bin sicher, 
es wird an vielen Orten schon darüber 
nachgedacht, was im Winter zu tun 
sein wird. Es gilt, dafür Sorge zu tra-
gen, dass Engagement und Hilfe auch 
dann anhalten, wenn die Euphorie 
des ersten Helfens verflogen sein 
wird.

Es freut mich zu sehen, dass auf allen 
Ebenen unseres Staatswesens getan 
wird, was möglich ist, um der Lage 
Herr zu werden. Zwischen Kommu-
nen, Ländern und Bund wird zuneh-
mend Hand in Hand gearbeitet. Bin-
nen Wochen ist einiges auf den Weg 
gebracht worden: Finanzzuweisungen 
und notwendige Gesetzesänderungen, 
Investitionen in Infrastruktur und Bil-
dung, auch die zeitweiligen Grenzkon-
trollen und die Bemühungen der Au-
ßenpolitiker möchte ich durchaus 
dazu rechnen. 

Es wird Zeit brauchen, bis sich die 
Lage normalisiert. Wenn die Nothilfe 
aber einmal hinter uns liegt, dann 
werden wir in dem, was wir heute als 
Krise erleben, auch eine Chance ent-
decken können. Es kommen Men-
schen zu uns, die Schutz suchen, aber 
auch eine bessere Zukunft für sich 
und ihre Familien. Wohl die allermeis-
ten bringen Elan und Ehrgeiz mit, 
und Ausdauer – meine Güte, Ausdauer 
–, sonst hätten sie die Fluchtstrapa-
zen doch überhaupt nicht gemeistert. 
Sie können, sofern sie bleiben dürfen 
und wollen, hier ihre Fähigkeiten ein-
bringen. Nicht aus jedem wird eine 
Fachkraft, das ist mir klar, aber ich 
ermutige jede und jeden, die eigenen 
Potentiale zu entdecken und hier zu 
entfalten. 

Und deshalb möchte ich nun, zum 
Schluss, jene Menschen ansprechen, 
die bei uns bleiben werden, die bei 
uns Aufnahme finden.

Mir wird immer etwas von Grenzkon-
trollen berichtet, aber wer kein Visum 
hat, darf überhaupt nicht nach 
Deutschland einreisen. Der Innenmi-
nister soll endlich seine Arbeit ma-
chen!

Auch das war eine wohldurchdachte 
Lüge der Merkel—Regierung: es kom-
men nur erstklassige Fachkräfte und 
wir sind eine überalterte Gesellschaft. 
In den auf Lesbos landenden Booten 
habe ich aber noch keinen gesehen, 
der sein Diplomzeugnis schon vor der 
Landung hochhält. Auch das wundert 
mich: Ihre Papiere, auch ihre Hoch-
schulabschlüsse haben sie auf der 
»Flucht« verloren, aber keiner ver-
mißt sein Smartphone.

Diejenigen, die soviel Geld für die Rei-
se ausgegeben haben und nun als 
Verfolgte bei uns bleiben dürfen, wer-
den merken, daß die sie aufnehmende 
Gesellschaft eine Leistungsgesell-
schaft ist. Armer verfolgter, nur 
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Nach den Mühen Ihrer Odyssee will 
ich Ihnen sagen: Sie sind hier sicher. 

Die größte Tugend, die nun Ihnen ab-
verlangt wird, ist Geduld. Sie werden 
Zeit brauchen, bis Sie sich in Ihr neu-
es Leben einfinden, bis Sie Wohnung 
und Arbeit finden. Sie werden auch 
Frustrationen erleben. Die größte 
wird gewiss sein, wenn Sie erleben, 
dass nicht alle Menschen, die Ihnen 
nahe stehen, in Deutschland Aufnah-
me finden können. 

Ich will Ihnen, die Sie bleiben wer-
den, offen sagen: Wir Deutsche er-
warten und erhoffen etwas von Ihnen. 
Denn wir wissen: Wir tun Menschen 
nichts Böses, wenn wir etwas von Ih-
nen erwarten. Deshalb: Bringen Sie 
sich ein, voll ein, in der Gesellschaft 
und hoffentlich bald auch am Arbeits-
platz. Überwinden Sie die Hürden des 
Beginns, lernen Sie die Sprache und 
lassen Sie sich ein auf Ihre neuen 
Nachbarn und Ihre neue Umgebung. 
Und vor allem, machen Sie sich eins 
bewusst: Wir leben hier in einem 
Land des Rechts und der Freiheit, der 
Menschenrechte und der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter. Es kann 
auch das Ihre werden.

Das Wichtigste, das Sie von nun an 
gewinnen werden, ist das Leben in-
nerhalb der freiheitlichen Ordnung 
dieses Landes. Diese Ordnung garan-
tiert Ihnen Ihre Aufnahme und ermög-
licht unser Zusammenleben in Tole-
ranz und wechselseitigem Respekt. 
Sie treten ein in ein Land, das sich 
durch Neuankömmlinge wiederholt 
verändert hat. Aber es ist dabei den 
Werten, die es sich in seiner schmerz-
vollen Geschichte erarbeitet hat, im-
mer treu geblieben. Es ist das Land 
der Freiheit und der Menschenrechte. 
Dieses Land, in das Sie kommen woll-
ten, weil es das Ziel Ihrer Hoffnung 
war.

Und abschließend, meine Damen und 

knapp dem Galgen entronnener Frei-
heitskämpfer gilt nun nicht mehr. 
Man fragt sie nun »Was kannst, was 
leistest du?« Die Deutschen haben ja 
an sich die Nationaltugenden gutgläu-
big und gutmütig, also dummgut. 
Aber aus der schlechten Erfahrung 
mit den Asylbanditen erwächst nun 
langsam ein gesundes Mißtrauen und 
die Leute fragen sich »Warum eigent-
lich?«

Wir müssen es den Hierbleibenden 
deutlich sagen: Sich nun selbst aus 
der Gesellschaft ausschließen und er-
warten, lebenslang von unserem Geld 
leben zu können – das war einmal. So 
wie es heute die meisten Türken in 
Neukölln praktizieren, von denen 
manche nach Jahrzehnten kein einzi-
ges deutsches Wort sprechen. Die 
deutsche Staatsbürgerschaft kann 
auch wieder entzogen werden.

Deutschland ist ein Land der Freiheit 
und der Menschenrechte, aber diese 
Begriffe werden von uns definiert, 
nicht von euch. Beispielsweise mag es 
in euren Ländern ein Menschenrecht 
auf Minarette geben, bei uns nicht. 
Wer das nicht akzeptieren will, tut 
gut daran, wieder zu verschwinden. 
Wir werden niemand daran hindern. 
Deutschland und Europa sind längst 
nicht sturmreif geschossen, wie euch 
eure Islambonzen eingeredet haben. 
Wir würden vor einem Bürgerkrieg 
nicht ins Ausland flüchten. Ich als 
Bundespräsident halte nichts von Re-
spekt vor einer uns fremden Kultur. 
Wer zu uns kommt, hat Respekt vor 
unseren Sitten und Gesetzen zu zei-
gen. Er muß immer daran erinnert 
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Herren, ein Wort an uns, die Sorgen-
den und die Besorgten: Wenn wir Pro-
bleme benennen und Schwierigkeiten 
aufzählen, so soll das nicht, so soll 
das niemals unser Mitgefühl – unser 
Herz – schwächen. Es soll vielmehr 
unseren Verstand und unsere politi-
sche Ratio aktivieren.

Wir werden also weiter wahrnehmen, 
was ist – ohne zu beschönigen oder zu 
verschweigen.

Wir werden weiter helfen, so wie wir 
es tun – ohne unsere Kräfte zu über-
schätzen.

So werden wir bleiben, was wir ge-
worden sind: Ein Land der Zuversicht.

werden, daß seine Kultur noch aus 
der Altsteinzeit stammt.

Unerträglich finde ich diese ständigen 
Lügen der Politiker. Neulich beleidigt 
einer die gesamte Bevölkerung indem 
er behauptet, die Syrer hätten mehr 
und höhere Bildungsabschlüsse als 
die Deutschen. Soll sich also keiner 
darüber wundern, daß Syrien in der 
Liste der 10 größten Industriestaaten 
steht. Ich nehme das zum Anlaß, 
nochmals auf meine alte Forderung 
zurückzukommen, nach der, da Politi-
ker immer lügen, es ausdrücklich ge-
sagt werden sollte, wenn einer mal 
ausnahmsweise die Wahrheit sagt. 
So, nun verpißt euch, ihr Tagediebe. 
Ende. 
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